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B e k a n n t m a c h u n g 
 

29. Nachtrag zur Satzung der 
BKK Textilgruppe Hof 

 
 
 
 
 

Der Verwaltungsrat unserer Betriebskrankenkasse hat in seiner Sitzung am 13. Dezember 2023 
die folgende Änderung der Kassensatzung beschlossen: 

 

§ 6      Kündigung der Mitgliedschaft 
 
I. Versicherungspflichtige und Versicherungsberechtigte sind an die von ihnen gewählte 

Betriebskrankenkasse mindestens zwölf Monate gebunden. Satz 1 gilt nicht bei Ende der 
Mitgliedschaft kraft Gesetzes. Zum oder nach Ablauf des in Satz 1 festgelegten Zeitraums ist 
eine Kündigung der Mitgliedschaft zum Ablauf des übernächsten Kalendermonats möglich, 
gerechnet von dem Monat, in dem das Mitglied die Kündigung erklärt. Bei einem Wechsel in 
eine andere Krankenkasse ersetzt die Meldung der neuen Krankenkasse über die Ausübung 
des Wahlrechts die Kündigungserklärung des Mitglieds. Erfolgt die Kündigung, weil keine 
Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse begründet werden soll, ist dem Mitglied unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Kündigungserklärung eine 
Kündigungsbestätigung auszustellen.  

 
II. Erhebt die Betriebskrankenkasse nach § 242 Absatz 1 SGB V erstmals einen Zusatzbeitrag 

oder erhöht sie ihren Zusatzbeitragssatz kann die Kündigung der Mitgliedschaft abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 bis zum Ablauf des Monats erklärt werden, für den der Zusatzbeitrag 
erstmals erhoben wird oder für den der Zusatzbeitragssatz erhöht wird; Absatz 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. Die Betriebskrankenkasse hat spätestens einen Monat vor dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt ihre Mitglieder in einem gesonderten Schreiben auf das Kündigungsrecht 
nach Satz 1, auf die Höhe des durchschnittlichen Zusatzbeitrages nach § 242a SGB V sowie 
auf die Übersicht des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen zu den Zusatzbeitragssätzen 
der Krankenkassen nach § 242 Absatz 5 SGB V hinzuweisen. Überschreitet der neu erhobene 
Zusatzbeitrag oder der erhöhte Zusatzbeitragssatz den durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz, 
so sind die Mitglieder auf die Möglichkeit hinzuweisen, in eine günstigere Krankenkasse zu 
wechseln. Kommt die Betriebskrankenkasse ihrer Hinweispflicht nach Satz 2 und 3 gegenüber 
einem Mitglied verspätet nach, gilt eine erfolgte Kündigung als in dem Monat erklärt, für den der 
Zusatzbeitrag erstmalig erhoben wird oder für den der Zusatzbeitragssatz erhöht wird; hiervon 
ausgenommen sind Kündigungen, die bis zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt ausgeübt 
worden sind. 
 

III. Abweichend von Absatz 1 Satz 1 können Versicherungs-berechtigte ihre Mitgliedschaft 
kündigen, weil die Voraussetzungen einer Familienversicherung nach § 10 SGB V erfüllt sind 
oder weil keine Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse begründet werden soll. Es gelten Absatz 
1 Satz 5 und Satz 6. Die freiwillige Mitgliedschaft endet in diesen Fällen mit Erfüllung der 
Voraussetzungen der Familienversicherung. 
 

IV. Wenn ein Wahltarif nach §§ 8a, oder 15 gewählt wurde, kann die Mitgliedschaft zur BKK 
frühestens unter den Voraussetzungen der  §§ 8a Absatz VI oder 15 Absatz XVII, aber nicht vor 
Ablauf der Kündigungsfrist gemäß § 175 Abs. 4 Satz 1 SGB V, gekündigt werden. Absatz II gilt 
mit Ausnahme der Mitglieder, die einen Wahltarif gemäß 15 gewählt haben. 

Information 
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§ 12d   Zusätzliche Leistungen gemäß § 11 Abs. 6 SGB V 
 
I. Leistungen während der Schwangerschaft und Entbindung 

Über die gesetzlich geregelten Schwanger- und Mutterschaftsleistungen werden die Kosten für 
folgende Leistungen erstattet: 

1. Zusätzliche Untersuchungen 
Schwangere Versicherte der BKK erhalten einen Zuschuss zu folgenden, nach entsprechender 
ärztlicher Beratung sowie Aufklärung bei einem Vertragsarzt in Anspruch genommenen, 
vorgeburtlichen nichtinvasiven Ergänzungsuntersuchung für die weiterführende vorgeburtliche 
Diagnostik und zum Ausschluss gesundheitlicher Risiken:  
 
a)   zusätzliche Blutuntersuchungen 
b)   zusätzliche Schwangerschaftsvorsorgeuntersuchungen 
 
soweit diese vom Gemeinsamen Bundesausschuss nicht ausgeschlossen sind. 
 
Der Zuschuss pro Schwangerschaft ist der Versicherten nach Vorlage der Originalrechnung/en 
der gynäkologischen Arztpraxen bzw. des Labors zu gewähren. 
 
Der gesetzliche Anspruch gemäß § 24 d SGB V in Verbindung mit den Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses über die ärztliche Betreuung während der Schwangerschaft 
und nach der Entbindung bleibt unberührt. 
 

2. Hebammenrufbereitschaft 
Die BKK übernimmt für Versicherte, die während ihrer Schwangerschaft und bei der Geburt 
Hebammenhilfe durch eine freiberuflich tätige Hebamme in Anspruch nehmen, die Kosten, die 
für die Rufbereitschaft der Hebamme in den letzten Wochen der Schwangerschaft (37.-42. 
Schwangerschaftswoche) entstehen. 
 
Voraussetzung ist die Zulassung bzw. Berechtigung der Hebamme gemäß § 134 a Abs. 2 bzw. 
§ 13 Abs. 4 SGB V. Die Rufbereitschaft setzt die 24-stündige Erreichbarkeit der Hebamme und 
die sofortige Bereitschaft zur mehrstündigen Geburtshilfe vor. 
 

3. Partner-Geburtsvorbereitungskurs 
Bei der BKK versicherte werdende Mütter können einen Geburts-vorbereitungskurs für Ihren 
Ehemann/Partner/ den Vater des Kindes in Anspruch nehmen. 

 
Die Kosten nach den Punkten 1. bis 3. werden bis zu einem Betrag von insgesamt 250 Euro je 
Schwangerschaft übernommen. Zur Erstattung sind die Rechnung/en vorzulegen. 

 
Die vorstehend genannte Satzungsänderung traten zum 1. Januar 2024 in Kraft.  
 
Die vom Verwaltungsrat am 13. Dezember 2023 beschlossene Satzungsänderung wurde von 
der Regierung von Mittelfranken – Oberversicherungsamt Nordbayern – mit Bescheid vom 
15. Dezember 2023, AZ: RMF-SG12-6322-2-2-50, genehmigt. 
 
Die komplette Satzung finden Sie im Impressum auf unserer Homepage (www.bkk-textilgruppe-
hof.de) oder liegt zur Einsichtnahme in den Kassenräumen aus. 
 

 

BKK Textilgruppe Hof 
  

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates Der Vorstand 
gez. Schmidt gez. Knöchel 

 
Aushang für 4 Wochen am:   29.12.2023 
 
Abnahme der Bekanntmachung am:   
 

 


